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Abwägungsbeschluss

Der Stadtrat beschließt:

die Abwägung zu den Anregungen und Bedenken entsprechend der Stellungnahme

der

GDMcom

vom 13.07.2017.
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Oberbürgermeister
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Beratungsergebnis

Beschlussgremium: Stadtrat Sitzung am: 28.09.2017 Legende

Einstimmig Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltungen Befangenheit abweichender Beschluss (Rückseite) STR Stadtrat
SKS Schule, Kultur, Soziales
TA Technischer Ausschuss
VWFA Verwaltungs- und Finanzausschuss

NÖ genehm. genehm.
 mit Änd.

abge-
lehnt

zurück-
gestellt

 TA 26.09.17 X

 STR 28.09.17 X

Ausschuss Datum Ö
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Begründung/Sachdarstellung:

Die Zustimmung zum Bebauungsplan der Innenentwicklung Nr. 47 "Wohngebiet Lauesche
Straße" wurde von der GDMcom am 13.07.2017 erteilt.

Hinweise, Anregungen und Bedenken Abwägung

GDMcom ist vorliegend als von der ONTRAS
Gastransport GMBH Leipzig ("ONTRAS") und der
VNG Gasspeicher GmbH Leipzig ("VGS")
beauftragtes Dienstleistungsunternehmen tätig und
handelt insofern namens und in Vollmacht der
ONTRAS bzw. der VGS.

Das Vorhaben berührt keine vorhandenen Anlagen
und keine zurzeit laufenden Planungen der ONTRAS
und der VGS.
Es bestehen keine Einwände gegen das Vorhaben.

Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung
erweitert oder verlagert werden oder der Arbeitsraum
die dargestellten Planungsgrenzen überschreiten, so
ist es notwendig, eine erneute Anfrage durchzu-
führen. Sofern im Zuge des Vorhabens die
Durchführung von Baumaßnahmen vorgesehen ist,
hat mindestens 4 Wochen vor deren Beginn eine
erneute Anfrage durch den Bauausführenden zu
erfolgen.

Die Auskunft gilt nur für den angefragten räumlichen
Bereich und nur für die Anlagen der vorgenannten
Unternehmen, so dass ggf. noch mit Anlagen anderer
Netz- und Speicherbetreiber bzw. eigentümer
gerechnet werden muss, bei denen weitere Auskünfte
eingeholt werden müssen.

Die gegebenen Hinweise werden
zur Kenntnis genommen und
beachtet.

Alle anderen Medienträger
wurden ebenfalls am Bauleitver-
fahren beteiligt.

 

Dr. Wilde
Oberbürgermeister
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